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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Februar 1961 

6 — 68000 — 5263/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Als Anlagen übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Ge- 
setzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II 
S. 753) die 

Vorschläge der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für 

a) ein Allgemeines Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit 

b) ein Allgemeines Programm zur Aufhebung der 
Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs 

sowie eine Aufzeichnung des Bundesministers für Wirtschaft 
über den wesentlichen Inhalt dieser Entwürfe. 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird sich 
mit den Entwürfen befassen, wenn die Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschus- 
ses abgeschlossen ist. Dies dürfte im Laufe der nächsten Monate 
der Fall sein, über etwaige Änderungen, welche die Kommis- 
sion an den Vorschlägen auf Grund dieser Stellungnahmen 
vornimmt, wird die Bundesregierung in den Ausschüssen 
berichten. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu den Vorschlägen wird 
während der Ausschußberatungen erläutert werden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
KOMMISSION 


Brüssel, den 22. März 1960 
III/C/754/60— D 


Allgemeines Programm 
zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT hat — 

auf Grund des Vertrages und insbesondere der 
Artikel 54, 132 Nr. 5 und Artikel 136, 

auf Vorschlag der Kommission und 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses und des Europäischen Parlaments — 

das folgende Allgemeine Programm zur Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft beschlossen: 

1. Vorbehaltlich der Entscheidungen des Rats auf 
Grund von Artikel 227 Abs. 2 Satz 2 des Ver- 
trages erstreckt sich die in diesem Allgemeinen 
Programm vorgesehene Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit 

für die vollständige Übersiedlung bzw. Ver- 
legung in das Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staates: 

— auf alle Angehörigen der Mitgliedstaaten 
bzw. der überseeischen Länder und Gebiete, 
sowie 

— auf alle nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates oder eines überseeischen 
Landes oder Gebietes gegründeten Gesell- 
schaften, die ihren satzungsmäßigen Sitz, 
ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptnie- 
derlassung innerhalb der Gemeinschaft oder 
eines überseeischen Landes oder Gebietes 
haben; 

für die Gründung von Agenturen, Zweignieder- 
lassungen oder Tochtergesellschaften im Ho- 
heitsgebiet eines Mitgliedstaates: 

— auf alle Angehörigen der Mitgliedstaaten 
bzw. der überseeischen Länder und Gebiete, 
die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 
oder eines überseeischen Landes oder Ge- 
bietes ansässig sind, sowie 


— auf die oben genannten Gesellschaften, wenn 
deren Tätigkeit in tatsächlicher und dauer- 
hafter Verbindung mit der Wirtschaft eines 
Mitgliedstaates oder eines überseeischen 
Landes oder Gebietes steht, wobei sich diese 
Verbindung nicht notwendigerweise aus der 
Staatsangehörigkeit der Gesellschafter, der 
Mitglieder der Leitungs- oder Überwachungs- 
organe oder der Inhaber des Gesellschafts- 
• kapitals zu ergeben braucht. 

2. Vor Ablauf des zweiten Jahres der zweiten 
Stufe der Übergangszeit sind vorgesehen: 

A. Die Abänderung derjenigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der einzelnen Mitglied- 
staaten, welche die Einreise und den Aufenthalt 
von Angehörigen der anderen Mitgliedstaaten 
regeln, soweit sie diese Angehörigen der ande- 
ren Mitgliedstaaten an der Aufnahme und Aus- 
übung selbständiger Tätigkeiten hindern und 
nicht aus Gründen der Öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt sind. 
Diese Behinderung soll, und zwar insbesondere 
durch die Aufhebung der zur Erreichung wirt- 
schaftlicher Ziele erlassenen Vorschriften, besei- 
tigt werden. 

B. Die Aufhebung aller Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die in einem Mitgliedstaat 
denjenigen im Hoheitsgebiet dieses Mitglied- 
staates beschäftigten und einem anderen Mit- 
gliedstaat angehörenden Arbeitnehmern den 
Aufenthalt und die Aufnahme einer selbständi- 
gen Tätigkeit untersagen, die dieselben Voraus- 
setzungen erfüllen, die sie erfüllen müßten, 
wenn sie in diesen Staat erst zu dem Zeitpunkt 
einreisen würden, in dem sie die betreffende 
selbständige Tätigkeit aufzunehmen beabsichti- 
gen. 

3. Zu den nach dem Zeitplan des Abschnitts 5 auf- 
zuhebenden Beschränkungen gehören: 
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A. Alle Beschränkungen, die darin bestehen, 
daß Angehörige der anderen Mitgliedstaaten im 
Vergleich zu Inländern eine andersartige Be- 
handlung erfahren, soweit diese Behandlung 
sich auf die Aufnahme oder Ausübung einer | 
selbständigen Tätigkeit durch Angehörige der | 
anderen Mitgliedstaaten auswirkt, die sich zu | 
diesem Zweck im Hoheitsgebiet des betreffen- I 
den Mitgliedstaates niederlassen. j 

Diese Beschränkungen können sich dabei so- I 
wohl aus Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
als auch aus der Verwaltungspraxis eines Mit- 
gliedstaates ergeben bzw. aus der praktischen 
Durchführung solcher Vorschriften oder aus der 
tatsächlichen Handhabung einer solchen Ver- 
waltungspraxis. Als mit der Niederlassungs- 
freiheit vereinbar gelten jedoch alle nur für 
Ausländer vorgeschriebenen Bedingungen für 
die Aufnahme oder Ausübung einer selbständi- 
gen Tätigkeit, soweit durch diese Vorschriften 
ohne Behinderung der Niederlassung andere, 
ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit fest- 
gesetzte Bedingungen für die Aufnahme oder 
Ausübung dieser Tätigkeit ersetzt werden, die 
von Ausländern schwerer zu erfüllen sind. 

Zu den genannten Vorschriften und Praktiken 
gehören insbesondere diejenigen, die allein für 
Ausländer: 

— die Aufnahme oder die Ausübung einer selb- 
ständigen Tätigkeit verbieten; 

— die Aufnahme oder die Ausübung einer 
selbständigen Tätigkeit von einer Genehmi- 
gung oder von der Ausstellung einer Be- 
scheinigung, wie z. B. eines Gewerbescheines 
für ausländische Kaufleute oder eines Aus- 
weises für ausländische Berufstätige, abhän- 
gig machen; 

— die Erteilung der für die Aufnahme oder die 
Ausübung einer selbständigen Tätigkeit er- 
forderlichen Genehmigung von zusätzlichen 
Bedingungen abhängig machen; 

— die Aufnahme oder die Ausübung einer selb- 
ständigen Tätigkeit davon abhängig machen, 
daß der Betreffende sich vorher im Auf- 
nahmeland aufgehalten hat oder dort prak- 
tisch tätig gewesen ist; 

— die Aufnahme oder die Ausübung einer 
selbständigen Tätigkeit durch steuerliche Be- 
lastung oder in anderer Form, wie z. B. das 
Erfordernis der Hinterlegung einer Summe 
oder der Gestellung einer Kaution im Auf- 
nahmeland, finanziell erschweren; 

— den Zugang zu den Versorgungsquellen oder 
zu den Absatzwegen dadurch beschränken 
oder behindern, daß sie ihn kostspieliger ge- 
stalten oder erschweren; 

— den Zugang zu der für die Ausübung einer 
selbständigen Tätigkeit erforderlichen oder 
dienlichen Ausbildung verbieten oder behin- 
dern; 

— die Beteiligung an Gesellschaften, vor allem 
im Hinblick auf die Kapitalbeteiligung und 


die Tätigkeit der Gesellschafter, unmöglich 
machen oder beschränken. 

Das gleiche gilt für Vorschriften und Praktiken, 
durch welche allein für Ausländer folgende 
Rechte ausgeschlossen, beschränkt oder an be- 
stimmte Voraussetzungen geknüpft werden: 

— • die Ausübung der normalerweise mit einer 
selbständigen Tätigkeit verbundenen Rechte, 
sofern es sich nicht um die Teilnahme an der 
Ausübung öffentlicher Gewalt auf dem Ge- 
biete des betreffenden Berufes handelt, 

— die Vertragsfreiheit, vor allem für Kauf-, 
Arbeits-, Dienst-, Werk- und Pachtverträge, 
sowie der Genuß aller aus diesen Verträgen 
sich ergebenden Rechte und Ansprüche, 

— das Recht, sich als Bewerber, als direkter 
Vertragspartner oder im Wege des Unter- 
vertrages an den vom Staat oder von anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften vergebe- 
nen Aufträgen zu beteiligen, 

— der Erwerb, die Nutzung und die Veräuße- 
rung von Rechten, beweglichen Sachen und 
Grundstücken, 

— der Erwerb, die Verwertung und die Ver- 
äußerung von Immaterialgüterrechten (gei- 
stiges Eigentum) und der damit verbundenen 
Rechte und Ansprüche, 

— die Aufnahme von Anleihen und vor allem 
der Zugang zu den verschiedenen Arten von 
Krediten, 

— die Berücksichtigung bei den unmittelbaren 
oder mittelbaren staatlichen Beihilfen, die 
mit dem Vertrag vereinbar sind, 

— der Zugang zu den Gerichten, 

— der Beitritt zu Berufsvereinigungen, 

— der Anspruch auf Anwendung der für In- 
länder geltenden Regelungen für den Fall 
einer Überführung in Gemeineigentum, Ent- 
eignung oder Beschlagnahme, 

— der Beitritt zu den Einrichtungen der Sozialen 
Sicherheit, vor allem zur Kranken-, Unfall-, 
Invaliden- und Altersversicherung, sowie die 
Berücksichtigung bei der Gewährung von 
Familienzulagen, 

und zwar soweit die Berufstätigkeit die Aus- 
übung des betreffenden Rechts oder die Gel- 
tendmachung des betreffenden Anspruchs be- 
dingt. 

Zu den genannten Vorschriften und Praktiken 
gehören ferner alle diejenigen, welche die Über- 
nahme von Personal aus der Hauptniederlassung 
in einem Mitgliedstaat in die Leitungs- und 
Überwachungsorgane der Agenturen, Zweignie- 
derlassungen oder Tochtergesellschaften in einem 
anderen Mitgliedstaat beschränken oder behin- 
dern. 

B. Alle für die ordnungsgemäße Ausübung der 
betreffenden Tätigkeit nicht erforderlichen Vor- 
aussetzungen, von denen die Aufnahme oder die 
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Ausübung einer selbständigen Tätigkeit auf 
Grund von Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten oder zufolge der Verwaltungspraxis abhängt, 
und die zwar unabhängig von der Staatsange- 
hörigkeit des Betroffenen gelten, bei der Auf- 
nahme oder Ausübung dieser Tätigkeit jedoch 
ausschließlich oder vorwiegend Ausländer be- 
hindern. 


4. Gleichzeitig mit der Ausarbeitung der Richt- 
linien zur Durchführung des Allgemeinen Pro- 
gramms für die einzelnen selbständigen Tätig- 
keiten wird geprüft werden, ob vor, gleichzeitig 
mit oder nach der Aufhebung der Beschränkun- 
gen für die Niederlassungsfreiheit eine gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise sowie 
eine Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die Aufnahme und Aus- 
übung dieser Tätigkeiten erforderlich ist, soweit 
dieser Zeitpunkt nicht schon durch Artikel 57 
Abs. 3 des Vertrages und Abschnitt 5 B und C 
dieses Allgemeinen Programms bestimmt ist. 

5. Unter Berücksichtigung der obigen näheren Be- 
stimmungen wird folgender Zeitplan beschlos- 
sen: 

A. — Vor Ablauf des zweiten Jahres der zwei- 

ten Stufe der Übergangszeit Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit für die in der Anlage I aufgeführ- 
ten Tätigkeiten. 

B. — Vor Ablauf der zweiten Stufe der Über- 

gangszeit Aufhebung folgender Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit: 

— der Beschränkungen bezüglich der in 
der Anlage II genannten Tätigkeiten; 


C. — Vor Ablauf des zweiten Jahres der dritten 
Stufe der Übergangszeit Aufhebung fol- 
gender Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit: 

— der Beschränkungen für alle in der 
Anlage III aufgeführten Tätigkeiten; 

— der Beschränkungen für die Tätigkeit 
von Lebensversicherungs-Gesellschaf- 
ten. Voraussetzung für die Aufhebung 
der Beschränkungen für die Gründung 
von Agenturen oder Zweigniederlas- 
sungen ist jedoch die Koordinie- 


rung der Bedingungen für die Auf- 
nahme und Ausübung dieser Tätigkeit. 
Vor dem Ende der zweiten Stufe wird 
allerdings, und zwar schon vor dieser 
Koordinierung, eine obere Grenze für 
die Zulassungs- und Ausübungsbedin- 
gungen festgesetzt, die für diese 
Zweigniederlassungen oder Agenturen 
vörgeschrieben werden können, 

D. — Vor Ablauf der dritten Stufe der Über- 
gangszeit Aufhebung aller Beschränkun- 
gen der Niederlassungsfreiheit für die in 
der Anlage IV aufgeführten Tätigkeiten. 

E. — Für die in der Anlage V aufgezählten 
Tätigkeiten innerhalb der Landwirtschaft 
Aufhebung der Beschränkungen der Nie- 
derlassungsfreiheit wie folgt: 

1. Gleichzeitig mit der Verabschiedung 
des Allgemeinen Programms freie Nie- 
derlassung auf den seit mehr als zwei 
Jahren verlassenen oder nicht bebau- 
ten landwirtschaftlichen Betrieben; 

2. Am Ende der ersten Stufe freie Nie- 
derlassung innerhalb der Landwirt- 
schaft für ausländische Landarbeiter, 
die während zweier aufeinanderfol- 
gender Jahre als solche im Aufnahme- 
land gearbeitet haben; 

3. Vor Ablauf der zweiten Stufe; 

a) Herstellung der freien Niederlas- 
sung für Tätigkeiten innerhalb der 
Landwirtschaft, wenn sie auf Grund 
von Pachtverträgen ausgeübt wer- 
den, sowie Gewährung der für 
solche Fälle gegebenenfalls gesetz- 
lich vorgesehenen Vorteile; 

b) Herstellung der freien Niederlas- 
sung, unter beliebiger Rechtsform, 
für Landwirte, die länger als zwei 
Jahre ansässig sind; 

4. Vor Ablauf der dritten Stufe freie Nie- 
derlassung für alle noch nicht befrei- 
ten Formen landwirtschaftlicher Tätig- 
keit. 

Die Schutzbestimmungen, die den Gesellschaften 
im Sinne des Abschnitts 1 im Interesse der Ge- 
sellschafter sowie Dritter in den Mitgliedstaaten 
vorgeschrieben sind, sollen vor Ablauf des zwei- 
ten Jahres der zweiten Stufe der Übergangszeit 
im erforderlichen Umfang und mit dem Ziel ko- 
ordiniert werden, sie gleichwertig zu gestalten. 

7. Von den Mitgliedstaaten gewährte Beihilfen, 
welche die Niederlassungsbedingungen verfäl- 
schen, sollen spätestens mit der Aufhebung der 
Niederlassungsbeschränkungen für diejenige 
Tätigkeit, für welche die Niederlassungsbedin- 
gungen verfälscht sind, aufgehoben werden, und 
zwar unbeschadet der Anwendung der Arti- 
kel 92 ff. des Vertrages. 


— der Beschränkungen bezüglich der 
Tätigkeit von Direkt-Versicherungs- 
unternehmen, soweit es sich nicht um 
Lebensversicherungen handelt. Voraus- 
setzung für die Aufhebung der Be- 
schränkungen für die Gründung von 
Agenturen oder Zweigniederlassungen 
ist jedoch die Koordinierung der Bedin- 
gungen für die Aufnahme und Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeit. 
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Allgemeines Programm „Niederlassungsfreiheit" 

ANLAGE 1 1) 

(Vor Ablauf des zweiten Jahres der zweiten Stufe) 


Haupt- 

gruppe 

Gruppe 


11 

110 

— Kohlenbergbau 

aus 12 


— Erzbergbau 


121 

— Eisenerzbergbau 


122 

— Nichteisenerzbergbau 

13 

130 

— Erdöl- und Erdgasgewinnung 

14 

140 

— Steinbrüche, Ton- und Sandgruben 

19 

191 

— Sonstiger Bergbau und sonstige Natursteingewinnung 

— Salzgewinnung (Natriumchlorid) 


192 

— Gewinnung von Mineralien für die chemische Industrie und zur 
Düngemittelherstellung 


199 

— Sonstige Gewinnung nichtmetallischer Mineralien 

23 

231 

— Textilgewerbe 

— Spinnerei und Weberei 


232 

— Wirkerei und Strickerei 


233 

— Herstellung von Seilen, Kabeln und Bindfäden 


239 

— Sonstige Textilgewerbe 

24 


— Herstellung von Bekleidung und Schuhen sowie Textilfertigwaren 


241 

— Schuhherstellung 


242 

— Schuhreparatur 


243 

— Bekleidungsgewerbe ohne Schuhherstellung 


244 

— Textilfertigwarenherstellung außer Bekleidung 


Nach der „International Standard Industrial Classification of All Economic Activities 
(ISIC)", herausgegeben vom Statistischen Amt der Vereinten Nationen, Statistical 
Papers, Serie M, Nh. 4, Rev. 1, New York 1958. 

— ■ Unabhängig von ihrem handwerklichen oder industriellen Charakter fallen alle 
Herstellungsbetriebe unter die entsprechende Tätigkeitsgruppe. 

— Die deutsche Übersetzung entspricht für die Hauptgruppen 11 — 40 (Abteilungen 
1 — 4) der Terminologie des Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften 
für dieselben UNO-Posilionen (vgl. Zahlen zur Industriewirtschaft no. 3 — 1959). 
Für die übrigen Abteilungen wurden teilweise zwei Übersetzungen des Statisti- 
schen Bundesamtes und des Bündesmlnisteriums für Arbeit und Sozialordnung her- 
angezogen. Maßgeblich ist in allen Fällen die UNO-Nomenklatur selbst mit ihren 
Erläuterungen der einzelnen Gruppen und Untergruppen. Eine Gegenüberstellung 
mit den deutschen (u. a.) Nomenklaturen wird z. Z. beim Statistischen Amt der 
Europäischen Gemeinschaften vorbereitet. Vergleiche auch die Gegenüberstellung 
des Statistischen Bundesamtes vom 21. Oktober 1959 (Abteilungen 1 — 5). 
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Haupt- 

gruppe 

Gruppe 


25 

251 

— Holz- und Korkverarbeitung, außer Möbelherstellung 

— Sägereien und Holzbearbeitung 


252 

— Herstellung von Verpackungsmaterial aus Holz und von Korb- 
waren 


259 

— sonstige Artikel aus Holz und Kork 

26 

260 

— Herstellung von Möbeln und Innenausstattungen 

27 

271 

— Papier- und Pappenerzeugung und -Verarbeitung 

— Herstellung von Holzschliff und Zellstoff, Papier und Pappe 


272 

— Herstellung von Artikeln aus Holzschliff und Zellstoff, Papier und 
Pappe 

28 

280 

— Druckerei, Verlags- und verwandte Gewerbe 

29 


— Herstellung von Leder, Leder- und Pelzwaren, außer Schuhen und 
Bekleidung 


291 

— Loh- und Weißgerbereien 


292 

— Herstellung von Pelzwaren außer Bekleidung 


293 

— Herstellung von Lederwaren außer Schuhen und Bekleidung 

30 

300 

— Gummiverarbeitung 

31 

311 

— Herstellung von Chemikalien und chemischen Erzeugnissen 

— Herstellung von Grundchemikalien einschließlich Kunstdünger 


312 

— Öle und Fette tierischer und pflanzlicher Herkunft 


313 

— Herstellung von Farben, Firnissen und Lacken 


aus 319 

— Herstellung von sonstigen chemischen Erzeugnissen (außer medi- 
zinischen und pharmazeutischen Erzeugnissen) 

32 

321 

— Mineralöl- und Kohlenverarbeitung 

— Mineralölraffinerien 


329 

— Sonstige Kohlenwertstoff- und Mineralölderivate-Industrie 

33 


— Herstellung nichtmetallischer Mineralerzeugnisse, außer Mineral- 
öl- und Kohlenverarbeitung 


331 

— Herstellung von Ziegeleierzeugnissen 


332 

— Herstellung von Glas und Glaswaren 


333 

— Herstellung feinkeramischer Erzeugnisse 


334 

— Zementerzeugung (Wasserbindemittel) 


339 

— Herstellung sonstiger nichtmetallischer Mineralerzeugnisse 

34 

341 

— Eisen- und Metallerzeugung 

— Eisenschaffende Industrie 


342 

— NE-Metallindustrie 

35 

350 

— Herstellung von Metallwaren, außer Maschinen und Fahrzeugen 

36 

360 

— Maschinenbau, außer Herstellung elektrischer Maschinen 

37 

370 

— Elektrotechnik 
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Haupt- 

gruppe 

Gruppe 


38 

383 

— Fahrzeugbau 

— - Herstellung von Kraftwagen 


384 

— - Kraftwagenreparatur 


385 

— Herstellung von Kraft- und Fahrrädern 


386 

— Luftfahrzeugbau 


389 

— sonstiger Fahrzeugbau 

39 

391 

— sonstige be- und verarbeitende Gewerbe 

— Herstellung von medizinischen und feinmechanischen Geräten 


392 

— Herstellung optischer und photographischer Geräte 
und Materialien 


393 

— Herstellung von Uhren 


394 

— Herstellung von Schmuck- und Goldschmiedewaren, 

Bearbeitung von Edelsteinen 


395 

— Herstellung von Musikinstrumenten 


399 

— Sonstige be- und verarbeitende Gewerbe 

40 

400 

— Baugewerbe 

51 


— Elektrizitäts-, Gas- und Dampferzeugung und -Verteilung 


511 

— Elektrizität für Beleuchtungs- und Antriebszwecke 


512 

— Gaserzeugung und -Versorgung 


513 

— Heizdampf und Dampfkraft 

52 

521 

— Wasserversorgung und sanitäre Dienste 

— öffentliche Wasserversorgung 

aus 61 


— Groß- und Einzelhandel 


611 

— Großhandel einschließlich (selbständige) Flandelsvertreter und 
Handelsreisende usw. (und einschließlich des Rechts, sich um Auf- 
träge von Privatkunden zu bemühen) 



6111 Landwirtschaftliche Rohstoffe 

6112 Mineralien, Erze, Metalle und chemische Industrieerzeugnisse 

6113 Nutzholz und Baumaterial 



6114 Maschinen und Ausrüstung für Gewerbe, Handel und Landwirt- 
schaft; Kraftfahrzeuge 



6115 Eisen-, Porzellan- und Glaswaren und elektrische Geräte 

6116 Möbel und Einrichtungsgegenstände 

6117 Kurz- und Schnittwaren, Textilien und Bekleidung 

6118 Nahrungsmittel, Getränke und Tabak 

6119 Sonstiger Großhandel (außer pharmazeutischen Produkten) 

62 

620 

— Geld-, Bank- und Börsenwesen 

aus 63 

aus 630 

— Versicherungen 

— Rückversicherung 


Der hier im französischen Titel enthaltene Ausdruck „travaux publics" bezieht sich 
auf eine bestimmte Tätigkeitsgruppe (Bau von Tunnels, Brücken, Straßen usw.) unab- 
hängig von der Art der Auftragsvergabe und nicht auf die Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen (marches d'Etat) als solche. • 
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Haupt- 

gruppe 

Gruppe 

64 

640 

aus 71 

718 

72 

720 

73 

730 

aus 83 

839 

aus 84 

aus 841 


— Wohnungs- und Grundstückswesenr Vermögensverwaltung 

— zum Verkehr gehörende Dienstleistungen 

— Lagereigewerbe 

— Nachrichtenwesen 

— Dienstleistungen für die Privatwirtschaft 

— Sonstige Dienstleistungen für die Privatwirtschaft 

— Film- und Theaterwesen, Sport und Unterhaltung 

— Verleih und Vorführung von Filmen (Eröffnung von Filmtheatern, 
die ausschließlich Filme in der Sprache des Herkunftslandes vor- 
führen). 
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Haupt- 

gruppe 

aus 01 


21 

aus 61 

aus 64 

aus 83 

aus 84 

aus 85 

h 


ANLAGE II 1) 

(Vor Ablauf der zweiten Stufe) 


Gruppe 


— Landwirtschaft und Tierzucht 

0121 — Diplomlandwirt (Untergruppe zur ISIC) 

— Nahrungs- und Genußmittelgewerbe, außer Getränkeherstellung 

201 — Schlachterei und Herstellung von Fleischwaren und -konserven 

202 — Molkereien und Milchverarbeitung 

203 — Herstellung von Obst- und Gemüsekonserven 

204 — Herstellung von Fischkonserven einschließlich anderer Meeres- 

produkte 

205 — Mühlengewerbe 

206 — Bäckerei und Konditorei 

207 — Zuckerindustrie 

208 — Süßwarenherstellung 

209 — übrige Nahrungsmittelherstellung 

— Getränkeherstellung 

211 — Brennereien und Herstellung von alkoholischen Mischgetränken 

212 — Weingewerbe und Herstellung von ungemälzten alkoholischen 

Getränken 

213 — Brauereien und Mälzereien 

214 — Mineralwasser und alkoholfreie Getränke 

— Groß- und Einzelhandel 

aus 612 — Einzelhandel (außer Medikamenten und pharmazeutischen Pro- 

dukten (ex 6122) sowie außer Wandergewerbe und Hausierern) 

— Wohnungs- und Grundstückswesen, Vermögensverwaltung 

6401 — Landvermesser (Untergruppe zur ISIC) 

— Dienstleistungen für die Privatwirtschaft 

aus 831 Juristische Dienstleistungen: 

— Steuerberatung 

832 — Rechnungsprüfung, wirtschaftsprüfende und wirtschaftsbera- 

tende Tätigkeiten (alle selbständigen Tätigkeiten dieser Art, 
gleichgültig unter welchem Titel) 

833 — Technische Dienstleistungen (dazu gehören alle selbständigen 

Tätigkeiten von Ingenieuren und Architekten) 

— Film- und Theaterwesen, Sport und Unterhaltung 

843 — Sonstige Dienstleistungen zur Freizeitgestaltung (dazu gehören 

die verschiedenen Sportlehrer wie vor allem Judo-, Ski- und 
Schwimmlehrer sowie Bergführer) 

— Persönliche Dienste 

852 — Schankgewerbe 

853 — Beherbergungsgewerbe und Zeltplatzbetriebe 

vergleiche die Anmerkung zu Anlage I 
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ANLAGE III 1) 

(Vor Ablauf des zweiten Jahres der dritten Stufe) 

Gruppe 

— Landwirtschaft und Tierzucht 

0122 — Tierärzte (Untergruppe zur ISIC) 

22 220 — Tabakverarbeitung 

aus 31 — Herstellung von Chemikalien und chemischen Erzeugnissen 

aus 319 — Herstellung von sonstigen chemischen Erzeugnissen: medizinische 

und pharmazeutische Erzeugnisse 

— Groß- und Einzelhandel 

— Großhandel 

aus 6119 — Sonstiger Großhandel: pharmazeutische Produkte 
— Einzelhandel 

aus 6122 — Apotheken und Drogerien: Medikamente und pharma- 

zeutische Produkte 

aus 63 aus 630 — ^ Versicherungen: 

Versicherungsagenten und Versicherungsmakler 

Verkehr 

Eisenbahnverkehr 
Straßenbahnen und Omnibuslinien 
Straßen (Personen)verkehr außer Omnibuslinien 
Sonstiges Straßenverkehrswesen 
Seeschiffahrt außer Küstenschiffahrt 
Binnen- und Küstenschiffahrtswesen 
Luftverkehrswesen 
Sonstiges Beförderungswesen 

82 — Dienste und Einrichtungen im öffentlichen Interesse 

822 — Gesundheitswesen einschließlich Masseure 

85 — Persönliche Dienstleistungen 

851 — Hauswirtschaftliche Dienste 

854 — Wäschereien, Färbereien und Reinigungsanstalten 

855 — Friseurgewerbe und Schönheitssalons 

856 — Ateliers für Portraitphotographie und Photographie 
für gewerbliche Zwecke 

859 — Sonstige persönliche Dienste 


0 vergleiche die Anmerkung zu Anlage I 


711 — 

712 — 

713 

714 

715 — 

716 — 

717 — 

719 — 


aus 61 

aus 61 1 

aus 612 


HdUpt- 

gruppe 

aus 01 
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ANLAGE IV 1) 

(Vor Ablauf der dritten Stufe) 


Haupt- 

gruppe 

Gruppe 


02 

021 

— Forstwirtschaft und Holzgewinnung 

— Forstwirtschaft 


022 

— ■ Holzgewinnung 

03 

030 

— • Jagd und Wildgehege 

04 


— Fischerei 


041 

— See- und Küstenfischerei außer Fischerei auf Fabrikschiffen 



0411 — Fischerei in den Territorialgewässern (Untergruppe zurlSIC) 


042 

— Fischerei auf Fabrikschiffen 


043 

— Binnenfischerei 

aus 38 


— Fahrzeugbau 


381 

— Schiffsbau 


382 

— Herstellung von Eisenbahnmaterial 

aus 61 


— Groß- und Einzelhandel 


aus 612 

— Einzelhandel: 

Wandergewerbe und Hausierer 

aus 82 


— Dienste und Einrichtungen im Öffentlichen Interesse 


821 

— Erziehungs- und Ausbildungswesen 

aus 83 


— Dienstleistungen für die Privatwirtschaft 


aus 831 

— Juristische Dienstleistungen, soweit nicht in Anlage II erfaßt (zu 
dieser Gruppe gehört auch der Patentanwalt) 

aus 84 


— Film- und Theaterwesen, Sport und Unterhaltung 


aus 841 

— Filmproduktion und Vorführung von nicht in Anlage I erfaßten 
Filmen 


842 

— Theater und verwandte Dienste 

90 

900 

— Sonstige Tätigkeiten, soweit sie in den anderen Anlagen noch 


nicht erfaßt wurden 


vergleiche die Anmerkung zu Anlage I 
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Haupt- 

gruppe 


aus 01 


ANLAGE V^) 


Gruppe 


— Landwirtschaft und Tierzucht (außer den in den anderen Anlagen 
erfaßten Tätigkeiten) 

011 — Landwirtschaft und Tierzucht 

012 — Mit der Landwirtschaft zusammenhängende Tätigkeiten (Aus- 

nahmen 0121: Diplomlandwirt und 0122: Tierarzt) 


vergleiche die Anmerkung zu Anlage I 
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EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
KOMMISSION 


Allgemeines Programm 

für die Liberalisierung des Dienstleistungsverkehrs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT hat — 

gestützt auf den Vertrag und insbesondere auf 
die Artikel 63 und 106 auf Vorschlag der Kom- 
mission und 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses sowie des Europäischen Parlaments 
das folgende Allgemeine Programm für die Liberali- 
sierung des Dienstleistungsverkehrs innerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft beschlossen: 


ABSCHNITT I 

Persönlicher Geltungsbereich 

Die in diesem Allgemeinen Programm vorgesehene 
Aufhebung der Beschränkungen für einen freien 
Dienstleistungsverkehr erstreckt sich auf folgende 
LeiSLunyserbringer; 

— - auf Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, die 
innerhalb der Gemeinschaft ansässig sind, 

— auf Gesellschaften, die nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaates gegründet sind und 
ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwal- 
tung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb der 
Gemeinschaft haben und deren Tätigkeit in tat- 
sächlicher und dauerhafter Verbindung mit der 
Wirtschaft eines Mitgliedstaates steht, was je- 
doch keinesfalls dazu führen darf, daß — vor 
allem von den Gesellschaftern, den Mitgliedern 
der Leitungs- oder Überwachungsorgane oder 
den Inhabern des Gesellschaftskapitals — die 
inländische Staatsangehörigkeit verlangt wird, 

unter der Bedingung, daß die Dienstleistung ent- 
weder unmittelbar vom Leistungserbringer oder 
seiner — ebenfalls in der Gemeinschaft ansässigen 

— Zweigniederlassung bzw. Agentur ausgeführt 
wird. 

ABSCHNITT II 

Beschränkungen 

Vorbehaltlich der im Vertrag vorgesehenen Aus- 
nahmen oder Sonderbestimmungen, insbesondere 

— des Artikels 55 über Tätigkeiten, die in einem 
Mitgliedstaat mit der Ausübung öffentlicher Ge- 
walt verbunden sind, 

— des Artikels 56 über die Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die eine Sonderregelung für 
Ausländer vorsehen und aus Gründen der öffent- 
lichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit ge- 
rechtfertigt sind, und 

— der Kapitel über den Verkehr, über steuerliche 
Vorschriften, über den freien Waren- und Kapi- 


talverkehr und über die Freizügigkeit der Per- 
sonen 

sind die nachstehenden Beschränkungen, und zwar 
unabhängig davon, ob der Leistungserbringer un- 
mittelbar oder nur mittelbar auf dem Weg über den 
Leistungsempfänger bzw. über die Leistung von 
ihnen betroffen wird, nach dem Zeitplan gemäß Ab- 
schnitt IV aufzuheben: 

A. — Jede Verhinderung oder Behinderung der 
Berufstätigkeit des Leistungserbringers, die in einer 
im Vergleich zu Inländern unterschiedlichen Be- 
handlung besteht, wobei diese unterschiedliche Be- 
handlung sich sowohl aus den Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften eines Mitgliedstaates als auch 
aus deren Durchführung oder aus den Gepflogen- 
heiten der Verwaltung ergeben kann. 

Nicht als Beschränkungen gelten jedoch alle nur für 
Ausländer vorgeschriebenen Bedingungen für die 
Erbringung von Dienstleistungen, soweit durch 
diese Vorschriften zur Erleichterung der Leistungs- 
erbringung andere, ohne Rücksicht auf die Staats- 
angehörigkeit festgesetzte Bedingungen ersetzt 
werden, die von Ausländern schwerer zu erfüllen 
sind: 

Zu den beschränkenden Vorschriften und Praktiken 
gehören insbesondere diejenigen, die allein für 
Ausländer 

— die Erbringung von Dienstleistungen verbieten, 

— die Erbringung von Dienstleistungen von einer 
Genehmigung oder von der Ausstellung einer 
Bescheinigung, wie z. B. eines Gewerbescheines 
für ausländische Kaufleute oder eines Auswei- 
ses für ausländische Berufstätige abhängig ma- 
chen, 

— die Erteilung der für die Erbringung von Dienst- 
leistungen erforderlichen Genehmigung von zu- 
sätzlichen Bedingungen abhängig machen, 

— die Erbringung von Dienstleistungen davon ab- 
hängig machen, daß der Betreffende sich vorher 
im Aufnahmeland aufgehalten hat oder dort 
praktisch tätig gewesen ist, 

— die Erbringung von Dienstleistungen durch 
steuerliche Belastung oder in anderer Form, wie 
z. B. durch das Erfordernis der Hinterlegung 
einer Summe oder der Gestellung einer Kaution 
im Aufnahmeland, finanziell erschweren, 

— den Zugang zu den Versorgungsquellen oder zu 
den Absatzwegen dadurch beschränken oder be- 
hindern, daß sie ihn kostspieliger gestalten oder 
erschweren, 

— die Ausübung der normalerweise mit der Lei- 
stung von Diensten verbundenen Rechte be- 
schränken. 
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Als Beschränkungen gelten ferner alle Vorschriften 
und Praktiken, durch welche allein für Ausländer 
folgende Rechte ausgeschlossen, beschränkt oder an 
bestimmte Voraussetzungen geknüpft werden, so- 
weit auf Grund dieser Rechte eine Dienstleistung 
unter den gleichen Voraussetzungen erbracht wer- 
den kann, wie sie auch für Inländer gelten: 

— die Vertragsfreiheit vor allem für Kauf-, Werk- 
und Dienstverträge, Miet-, Pacht- und Arbeits- 
verträge, sowie der Genuß aller aus diesen Ver- 
trägen sich ergebenden Rechte und Ansprüche, 

— das Recht, Angebote einzureichen bzw. sich als 
Mitvertragspartner oder im Wege des Unter- 
vertrags an den vom Staat oder von anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften vergebenen 
Aufträgen für Leistungen und Bauarbeiten zu be- 
teiligen, 

— die Zulassung zur Erteilung von Konzessionen 
oder Genehmigungen des Staates oder anderer 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften; 

— der Erwerb, die Nutzung und die Veräußerung 
von Rechten, beweglichen Sachen und Grund- 
stücken, 

— der Erwerb, die Verwertung und die Veräuße- 
rung von Immaterialgüterrechten (geistiges 
Eigentum) und der damit verbundenen Rechte 
und Ansprüche, 

— die Aufnahme von Anleihen und vor allem der 
Zugang zu den verschiedenen Arten von Kre- 
diten, 

— die Berücksichtigung bei den unmittelbaren oder 
mittelbaren staatlichen Beihilfen, die mit dem 
Vertrag vereinbar sind, 

— der Zugang zu den Gerichten, 

— der Anspruch auf Anwendung der für Inländer 
geltenden Regelungen für den Fall einer Über- 
führung in Gemeineigentum, Enteignung oder 
Beschlagnahme, 

— die Inanspruchnahme von Einrichtungen der So- 
zialen Sicherheit vor allem zur Kranken-, Un- 
fall- und Invalidenversicherung, unbesdiadet der 
bisherigen oder künftigen Maßnahmen auf Grund 
von anderen Vertragsvorschriften. 

Als Beschränkungen gelten ferner alle für die ord- 
nungsgemäße Ausübung einer Dienstleistung nicht 
erforderlichen Voraussetzungen, von denen die Er- 
bringung einer Dienstleistung auf Grund von 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften oder zufolge 
der Gepflogenheiten der Verwaltung abhängt, und 
die zwar unabhängig von der Staatsangehörigkeit 
des Betroffenen gelten, bei der Erbringung der 
Dienstleistung jedoch ausschließlich oder vorwie- 
gend Ausländer hindern. 

B. — Jede, vor allem mit der Erreichung wirtschaft- 
licher Ziele zusammenhängende Verhinderung oder 
Behinderung der freien Ein- und Ausreise und des 
Aufenthalts von Staatsangehörigen der Mitglied- 
staaten, die sich aus einer Rechts- oder Verwal- 
tungsvorschrift eines Mitgliedstaates oder aus der 
praktischen Durchführung solcher Vorschriften bzw. 
aus einer Verwaltungspraxis ergibt und sich auf die 
Erbringung der Dienstleistungen auswirkt. 


Diesen Beschränkungen stehen solche gleich, die 
das Fachpersonal oder Vertrauenspersonen betref- 
fen, die den Leistungserbringer begleiten oder die 
Leistung für dessen Rechnung erbringen. 

C. — Jede Verhinderung oder Behinderung des 
Grenzübertritts des Gegenstandes oder Trägers der 
Leistung bzw. der für eine Leistung verwendeten 
Werkzeuge. 

D. — Jede Verhinderung oder Behinderung der 
Überweisung der zur Ausführung der Leistung er- 
forderlichen finanziellen Mittel. 

E. — Jede Verhinderung oder Behinderung der Zah- 
lung für eine Leistung, wenn der Dienstleistungs- 
verkehr nur durch Beschränkungen der entsprechen- 
den Zahlungen begrenzt ist. 

Die Mitgliedstaaten behalten jedoch das Recht, die 
Art und die Echtheit der Überweisungen finanziel- 
ler Mittel oder von Zahlungen nachzuprüfen und 
die Maßnahmen zu ergreifen, die zur Verhinderung 
von Verstößen gegen ihre Gesetze und Vorschrif- 
ten erforderlich sind. 

ABSCHNITT III 

Aufrechterhaltung des gegenwärtigen 
Liberalisierungsstandes 

Solange die bestehenden Beschränkungen nicht auf- 
gehoben sind, gelten sie in jedem Mitgliedstaat für 
alle Leistungserbringer im Sinne von Abschnitt I 
des vorliegenden Allgemeinen Programms ohne 
Unterschied der Staatsangehörigkeit oder des Auf- 
enthaltsorts nach dem Grundsatz der Meistbegünsti- 
gung, und zwar sowohl auf Grund der bestehenden 
Gepflogenheiten als auch auf Grund von bi- und 
multilateralen Abkommen mit Ausnahme der 
regionalen Zusammenschlüsse zwischen Belgien und 
Luxemburg sowie zwischen Belgien, Luxemburg und 
den Niederlanden. 

ABSCHNITT IV 

Zeitplan 

Unter Berücksichtigung der obigen näheren Bestim- 
mungen wird folgender Zeitplan beschlossen: 

1 . Freie Ein- und Ausreise und Aufenthalt von 
Personen 

Vor Ablauf des zweiten Jahres der zweiten 
Stufe der Übergangszeit Abänderung der im 
obigen Abschnitt II Absatz B genannten Vor- 
schriften. 

2. Gegenstand und Träger der Leistung bzw. für 
die Leistung verwendete Werkzeuge 

Vor Ablauf der ersten Stufe Aufhebung der Be- 
schränkungen: 

a) der vorübergehenden Ausfuhr und gegebe- 
nenfalls der Einfuhr, die — vor allem in 
Form eines Verbots — den Grenzübertritt 
des Gegenstandes oder Trägers der Leistung 
verhindern oder behindern, 
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b) der vorübergehenden Einfuhr und gegebenen- 
falls der Ausfuhr der für die Erbringung 
von Dienstleistungen verwendeten Werk- 
zeuge. 

3. Überweisung der erforderlichen finanziellen Mit- 
tel und der Zahlungen 

Vor Ablauf der ersten Stufe der Übergangszeit 
Aufhebung der in Abschnitt II Absatz D und E 
genannten Beschränkungen. 

Die Devisenzuteilungen für Auslandsreisende 
bleiben eventuell während der Übergangszeit 
bestehen, ihr Betrag wird jedoch mit Ablauf der 
ersten Stufe schrittweise erhöht werden. 

4. Sonstige Beschränkungen 

Sofern im vorliegenden Allgemeinen Programm 
nichts anderes bestimmt ist, werden die sonsti- 
gen im Abschnitt II genannten Beschränkungen 
für einen freien Dienstleistungsverkehr spä- 
testens nach dem für das Niederlassungsrecht 
vorgesehenen Zeitplan aufgehoben. 

Die Aufhebung der Beschränkungen geschieht 
jedoch 

a) auf dem Gebiet des Versicherungswesens 

1. Für Versicherungsgeseilschaiten, sofern im 
betreffenden Versicherungszweig die Nieder- 
lassungsfreiheit erreicht ist und die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über Versicherungs- 
verträge insoweit koordiniert sind, als die Ver- 
schiedenartigkeit dieser Vorschriften zu Nach- 
teilen für die Versicherten oder für Dritte führt, 
und sofern die Förmlichkeiten für die Anerken- 
nung und gegenseitige Vollstreckbarkeit der 
Urteile vereinfacht worden sind, 

— vor Ablauf des zweiten Jahres der dritten 
Stufe für die Rückversicherung und für alle 
Direkt-Versicherungen, die nicht zu Kapital- 
bewegungen führen; 

— vor Ablauf der dritten Stufe für alle Ver- 
sicherungen, die zu Kapitalbewegungen füh- 
ren. 

2. Für selbständige Vermittler in den oben 
genannten Versicherungszweigen, sofern diesen 
Gesellschaften der freie Dienstleistungsverkehr 
zugestanden und die Modalitäten der Berufsaus- ; 
Übung dieser Vermittler koordiniert worden ! 
sind. 

b) auf dem Gebiet des Bankwesens 

1. Vor Ablauf des zweiten Jahres der zweiten 
Stufe für Dienstleistungen, die nicht mit Ka- 
pitalbewegungen verbunden sind; 

2. Für Dienstleistungen, die mit Kapitalbewe- 
gungen verbunden sind, nach dem gleichen Zeit- 
plan wie für die Liberalisierung dieser Kapital- 
bewegungen; 

c) auf dem Gebiet des Filmwesens 
Vor Ablauf der dritten Stufe. 

Es werden jedoch vor Ablauf der ersten Stufe 
die zwischen den Mitgliedstaaten bestehenden 
bilateralen Kontingente in denjenigen Staaten 


um ein Drittel erhöht, in denen die Einfuhr von 
belichteten und entwickelten Filmen einge- 
schränkt ist. 

d) auf dem Gebiet der Landwirtschaft und des 
Gartenbaus 

Vor Ablauf des zweiten Jahres der zweiten 
Stufe der Übergangszeit: 

— für landwirtschaftliche Pflege- und Kultur- 
arbeiten, für das Schneiden und Einfahren 
der Ernte, für das Dreschen, Keltern und 
Pflücken mit und ohne mechanische Mittel; 

— für technische Hilfeleistung; 

— für die Unkraut- und Schädlingsvernichtung; 
das Spritzen von Pflanzen und Böden; das 
Schneiden von Bäumen, Pflücken, Verpacken 
und die Darbietung; den Betrieb von Bewäs- 
serungsanlagen und die Vermietung von 
landwirtschaftlichen Maschinen. 

Diese Aufzählung der Dienstleistungen ist er- 
schöpfend. 

Vor Ablauf der dritten Stufe für die oben nicht 
genannten Dienstleistungen. 

Wenn das für die Dienstleistung verwendete 
Werkzeug einer Kontingentierung unterliegt, so 
erfolgt die Liberalisierung der betreffenden 
Dienstleistung gleichzeitig mit der Aufhebung 
dieser Kontingentierung. 

e) für Dienstleistungen auf Grund öffentlicher 
Vergabe vor Ablauf der dritten Stufe der 
Übergangszeit 

Übergangsmaßnahmen zugunsten der Unterneh- 
men der Mitgliedstaaten, welche die Zugangs- 
möglichkeiten im Falle öffentlicher Vergabe 
schrittweise und auf der Basis der Gegenseitig- 
keit erweitern, sind jedoch sofort vorzusehen. 


ABSCHNITT V 

Gegenseitige Anerkennung der Diplome und 
Befähigungsnachweise — Koordinierung 

Gleichzeitig mit der Aufstellung der Richtlinien für 
die Durchführung des Allgemeinen Programms wird 
für jede Kategorie von Dienstleistungen geprüft 
werden, ob vor, gleichzeitig mit oder nach der Auf- 
hebung der Beschränkungen für einen freien Dienst- 
leistungsverkehr die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnadrweise sowie eine Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über solche 
Dienstleistungen erforderlich ist, soweit dieser 
Zeitpunkt sich nicht bereits aus Artikel 57 Absatz 3 
des Vertrages und Abschnitt IV dieses Allgemeinen 
Programms ergibt. 

Zur Erleichterung der Erbringung von Dienstleistun- 
gen bis zur gegenseitigen Anerkennung der 
Diplome oder bis zur Koordinierung wird eine 
Übergangslösung getroffen, nach der gegebenen- 
falls ein Nachweis über die tatsächliche und recht- 
mäßige Ausübung des betreffenden Berufs im Her- 
kunftsland verlangt werden kann. 
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Aufzeichnung des Bundesministers für Wirtschaft 
zu den Vorschlägen der Kommission der EWG 
für die Allgemeinen Programme zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 


Die Artikel 52 ff., 59 ff. des EWG-Vertrages stellen 
als eines der Vertragsziele die schrittweise Aufhe- 
bung der Beschränkungen des Niederlassungsrechts 
und des Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Ge- 
meinschaft auf. Die von der Kommission vorgeschla- 
genen Programme, die der Rat der EWG nach Ar- 
tikel 54 und 63 des EWG-Vertrages vor dem Ende 
der ersten Stufe der Übergangszeit der EWG 
(31. Dezember 1961) zu erfassen hat, werden der 
erste Schritt zur Verwirklichung dieser Ziele sein. 
Nach der Verabschiedung der Programme durch 
den Rat sollen auf ihrer Grundlage Richtlinien er- 
lassen werden, durch welche die Programme im ein- 
zelnen durchgeführt werden. Erst diese Richtlinien 
werden zur Änderung des zur Zeit in den Mitglied- 
staaten geltenden Rechts, insbesondere zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen führen. 

Die Aufhebung der Niederlassungsbeschränkungen 
soll nach dem Niederlassungsprogramm im Rahmen 
eines für die einzelnen Wirtschaftstätigkeiten fest- 
gelegten Zeitplans erfolgen. Dieser ist im Programm 
und in mehreren Anlagen zum Programm enthalten, 
wobei die Aufhebung der ersten Beschränkungen 
bis zum Ende der ersten Hälfte der zweiten Stufe 
der Übergangszeit (bis Ende 1963) vorgesehen ist. 
Bis zum Ende der Übergangszeit soll fortschreitend 
für sämtliche Erwerbszweige die Niederlassungs- 
freiheit zwischen den EWG-Mitgliedstaaten herge- 
stellt werden. Im Programm wird der Inhalt der 
Niederlassungsfreiheit näher beschrieben. Ihr 
Grundgedanke ist die Inländergleichbehandlung der 
Angehörigen der Mitgliedstaaten der EWG in allen 
Mitgliedstaaten. Die Niederlassungsfreiheit soll so- 
wohl für natürliche Personen als auch für Gesell- 


schaften (Artikel 58 des EWG-Vertrages) gelten, 
und zwar gleichermaßen für die Fälle vollständiger 
Übersiedlung in andere Mitgliedstaaten und die 
Gründung von Agenturen, Zweigniederlassungen 
und Tochtergesellschaften. Gleichzeitig mit der Aui- 
hebung der Ausländerdiskriminierungen soll je- 
weils geprüft werden, in welchem Umfang und zu 
welchem Zeitpunkt die Diplome und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise gegenseitig anerkannt und die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Auf- 
nahme und Ausübung selbständiger Tätigkeiten 
koordiniert werden sollen, um die Niederlassung 
innerhalb der Gemeinschaft zu erleichtern (Arti- 
kel 57 des EWG-Vertrages). 

Das Dienstleistungsprogramm ergänzt das Nieder- 
lassungsprogramm für solche Leistungen, die von 
einem in einem Mitgliedstaat ansässigen Leisten- 
den an einen in einem anderen Mitgliedstaat ansäs- 
sigen Leistungsempfänger — evtl, unter vorüber- 
gehendem Aufenthalt im anderen Land — erbracht 
werden. Der persönliche Geltungsbereich dieses 
Programms entspricht dem des Niederlassungspro- 
gramms. Auch hier werden die Arten der Dienst- 
leistungsbeschränkungen im einzelnen beschrieben 
und ein Zeitplan für die fortschreitende Aufhebung 
dieser Beschränkungen in einzelnen Wirtschafts- 
zweigen aufgestellt, der sich weitgehend an den 
des Niederlassungsprogramms anlehnt. Die Frage 
der gegenseitigen Anerkennung der Diplome und 
sonstigen Zeugnisse und der Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften soll auch im 
Hinblick auf die einzelnen Kategorien der Dienst- 
leistungen geprüft werden. 
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